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Quack 
Bauausschussvorsitzender 

 
 

Beschlussvorlage 
 

öffentlich 

Vorlage-Nr: 
 
Aktenzeichen: 

Datum: 

Einreicher: 

Verfasser: 
 

COS-BV-300/2007 
 
he - ve 

03.01.2007 
Bürgermeisterin 

Bauangelegenheiten und 

Liegenschaften 

 

Betreff: 

Beschluss bzgl Ausnahmegenehmigung im Geltungsbereich einer 
rechtskräftigen Veränderungssperre innerhalb des B-Plangebietes Nr. 17 
"Zerbster Straße", Stadt Coswig (Anhalt) 
- hier: Errichtung eines Pfandlagers am Objekt Lidl-Markt, Zerbster Straße 52-
54 

Mitglieder Abstimmungsergebnis 

Beratungsfolge 
S o l l Anwesend

Mitw.-
verbot Dafür Dagegen Enthaltung

 23.01.2007 Bau-, Stadtentwicklungs- und 
Sanierungsausschuss 

7 5 0 5 0 0 
 
 

 

 

 
Beschlussvorschlag 
 
Der Bauausschuss der Stadt Coswig (Anhalt) beschließt für die Errichtung eines Pfandlagers 
am Objekt Lidl – Markt, Zerbster Straße 52 – 54 einer Ausnahme zuzustimmen.  
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Beschlussbegründung 
 
Das geplante Objekt befindet sich im Geltungsbereich einer rechtskräftigen 
Veränderungssperre innerhalb des B-Plangebietes Nr. 17 „Zerbster Straße“, Stadt Coswig 
(Anhalt). 
Gemäß § 3 (1) der Satzung über die Veränderungssperre für Teile des Geltungsbereiches B-
Plan Nr. 17 „Zerbster Straße“, Stadt Coswig (Anhalt) dürfen in dem von der 
Veränderungssperre betroffenen Gebiet: 

1. Vorhaben im Sinne des § 29 nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt 
werden. 

2. erhebliche oder wesentliche wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und 
baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder 
anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden.  

Gemäß § 3 (2) der obigen Satzung kann von der Veränderungssperre eine Ausnahme 
zugelassen werden, wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegen stehen. 
Mit der Verpackungsverordnung vom 21.08.1998 wurde durch das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz verfügt, das für Verkaufsverpackungen (einschließlich 
Einweggetränkeverpackungen) Rücknahmepflicht seitens der Vertreiber besteht. Mit der am 
24.05.2005 erlassenen dritten Änderungsverordnung der Verpackungsordnung wurde zudem 
festgelegt, das die Vertreiber von Einwegverpackungen eine generelle Rücknahmepflicht 
haben, unabhängig, ob der Verbraucher diese beim rücknahmepflichtigen Vertreiber 
erworben hat.  
Die Firma Lidl GmbH & Co.KG ist aufgrund dessen verpflichtet Einwegpfandverpackungen 
auch anderer Unternehmen zurückzunehmen. 
Aufgrund dessen soll ein Pfandcontainer errichtet werden. Der Pfandcontainer wird nicht als 
Verkaufsfläche, sondern wird als reine Verkehrsfläche nach DIN 277 definiert. Das geplante 
Vorhaben dient somit der Umsetzung und Gewährleistung der Festlegung der 
Verpackungsverordnung und der Etablierung des Marktes am Standort, nicht der Erhöhung 
der Verkaufsfläche. 

 

 

 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Ja:     Nein: X 
 
 
Ausgaben:    
 
Einnahmen:    
 
Planmäßig bei Hst.:   
 
Überplanmäßig bei Hst.:  
Außerplanmäßig bei Hst.:  
 
 
Bemerkungen:   
 
 
 
Anlagen: 
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- Lageplan mit geplantem Neubau 
 - Errichtung eines Pfandlagers 

 
 

 

 


